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Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Hochschulbauförderungsgesetzes 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Bildung und 

Wissenschaft) 


A. Problem 

Der Anteil der Studenten, für die ein Platz in Studentenwohn- 
heimen zur Verfügung steht, nimmt im Verhältnis zur Zahl 
der Studenten immer mehr ab. Eine solche Entwicklung führt 
zu einer Benachteiligung weiter Kreise von Studienwilligen, 
die nicht an einem Hochschulort ihren festen Wohnsitz haben. 


B. Lösung 

Mit dem Entwurf soll der Studentenwohnheimbau in die Ge- 
meinschaftsaufgabe „Ausbau und Neubau von Hochschulen" 
einbezogen werden, um sicherzustellen, daß bei dem Ausbau 
und Neubau von Hochschulen auch der Studentenwohnheim- 
bau angemessen berücksichtigt wird. 


C. Alternativen 

Der Wissenschaftsausschuß ist mit Mehrheit (SPD/FDP) der 
Ansicht, daß die Einbeziehung des Studentenwohnheimbaus 
in das Gesetz über die Gemeinschaftsaufgabe „Ausbau und 
Neubau von Hochschulen" (Hochschulbauförderungsgesetz) mit 
Artikel 91 a Abs. 1 Nr. 1 des Grundgesetzes nicht vereinbar 
ist. Der Studentenwohnheimbau soll deshalb auf andere Weise 
nachhaltig gefördert werden. 


D. Kosten 

Da der Antrag abgelehnt wird, entstehen keine Kosten. 
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über den von den Abgeordneten Dr. Probst, Dr. Martin und der 
Fraktion der CDU/CSU eingebrachten Entwurf eines Zweiten 
Gesetzes zur Änderung des Hochschulbauförderungsgesetzes 

— Drucksache VI/2465 — 


A. Bericht der Abgeordneten Dr. Probst und Dr. Slotta 


Der Gesetzentwurf wurde in der 136. Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 24. September 1971 dem 
Wissenschaftsausschuß federführend, an den Rechts- 
ausschuß mitberatend sowie an den Haushaltsaus- 
schuß gemäß § 96 der Geschäftsordnung überwiesen. 

Mit dem Gesetzentwurf soll der Bau von Studen- 
tenwohnheimen in das Gesetz über die Gemein- 
schaftsaufgabe „Ausbau und Neubau von Hoch- 
schulen" (Hochschulbauförderungsgesetz) in der Fas- 
sung vom 3. September 1970 einbezogen werden. 
Die Fraktion der CDU/CSU hat in ihrer Begrün- 
dung zum Gesetzentwurf zum Ausdruck gebracht, 
daß damit ein wichtiger Schritt zur Verbesserung 
der Chancengleichheit und zur weiteren sozialen 
Integration vollzogen werde. Gegenwärtig könnten 
nur 13% der Studenten Aufnahme in Studenten- 
wohnheimen finden. Die Förderung erfolge bisher 
ohne koordinierte Planung und sei insbesondere 
nicht mit dem Baufortschritt beim Ausbau und Neu- 
bau von Hochschulen gekoppelt. Eine dynamische 
Verbindung des Studentenwohnheimbaus mit dem 
Hochschulbau sei zur Planung und auch Finanzie- 
rung unerläßlich. Mit der von ihr vorgeschlagenen 
Regelung würde die Privatinitiative, d. h. die finan- 
zielle und rechtliche Trägerschaft freier Wohnheim- 
träger, nicht berührt. 

Der Rechtsausschuß hat den Gesetzentwurf in sei- 
ner Sitzung am 11. November 1971 beraten. Die 
Mehrheit des Ausschusses (SPD/FDP) ist der Auf- 
fassung, daß der Gesetzentwurf mit Artikel 91 a 
Abs. 1 Nr. 1 des Grundgesetzes nicht vereinbar ist, 
da der Ausbau und Neubau von Hochschulen den 
Bau von Studentenwohnheimen nicht mitumfaßt. 


Der Haushaltsausschuß wird seinen Beridit nach 
§ 96 der Geschäftsordnung gesondert erstatten. 

Der Wissenschaftsausschuß hat den Gesetzentwurf 
in seiner Sitzung am 1. Dezember 1971 abschließend 
beraten. 

Da der Studentenwohnheimbau im Hochschulbau- 
förderungsgesetz nicht ausdrücklich aufgenommen 
sei und eine entsprechende, mögliche Auslegung des 
§ 4 Abs. 1 dieses Gesetzes an der unterschiedlichen 
Auffassung bei Bund und Ländern scheitere, so sei 
nach Ansicht der Minderheit (CDU/CSU) eine Klar- 
stellung durch Änderung des Gesetzes notwendig. 
Eine Änderung des Artikels 91 a Abs. 1 Nr. 1 des 
Grundgesetzes sei nicht erforderlich, da hiermit nur 
der Ausbau und Neubau von Hochschulen ein- 
schließlich der Hochschulkliniken allgemein gere- 
gelt werde, ohne auszuführen, welche Hochschulein- 
richtungen im einzelnen davon erfaßt würden. Dies 
würde nach Artikel 91 a Abs. 2 Satz 1 des Grund- 
gesetzes der näheren Bestimmung eines Gesetzes, 
in diesem Fall des Hochschulbauförderungsgesetzes 
überlassen. Es genüge daher, wie im Entwurf vor- 
geschlagen, § 4 Abs. 1 des Hochschulbauförderungs- 
gesetzes entsprechend zu ergänzen. 

Dieser Auffassung vermochte sich die Mehrheit 
des Wissenschaftsausschusses (SPD/FDP) nicht an- 
zuschließen. Sie war vielmehr in Übereinstimmung 
mit der Mehrheit des Rechtsausschusses (SPD/FDP) 
der Ansicht, daß eine Änderung des § 4 Abs. 1 des 
Hochschulbauförderungsgesetzes wie im Entwurf 
vorgesehen, mit Artikel 91 a Abs. 1 Nr. 1 des 
Grundgesetzes nicht vereinbar sei, da der „Ausbau 
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und Neubau von Hochschulen" den Bau von Stu- 
dentenwohnheimen nicht mitumfasse. Denn Arti- 
kel 91 a des Grundgesetzes enthalte eine Enumera- 
tion der Gemeinschaftsaufgaben. Der Gesetzgeber 
habe sich für eine verfassungsrechtliche Festlegung 
eines begrenzten Katalogs von Gemeinschaftsauf- 
gaben entschlossen, weil es ihm verfassungspolitisch 
bedenklich erschien, wenn Bestimmungen des 
Grundgesetzes durch ein einfaches Bundesgesetz 
erweitert werden könnten. Abgesehen davon würde 
eine Einbeziehung des Studentenwohnheimbaus in 
die Hochschulbauförderung zur Folge haben, daß 
die nach der bisherigen Regelung zu erfüllenden 
Aufgaben nicht mehr in vollem Umfang durchge- 
führt werden könnten. 

Andererseits ist die Mehrheit (SPD/FDP) der Mei- 
nung, daß mit dem Ansteigen der Studentenzahlen 
und dem Ausbau des Hochschulnetzes in der Bun- 
desrepublik ein verstärkter Ausbau von Studenten- 
wohnraum einhergehen müsse, um in den kommen- 


den Jahren einen sozialen „Numerus clausus" zu 
vermeiden. Sie sieht jedoch in der mit dem Gesetz- 
entwurf beabsichtigten Aufspaltung des Studenten- 
wohnraums in Wohnheime, die Gemeinschaftsauf- 
gabe werden sollen und sonstige Studgntenwoh- 
nungen, die wie bisher gefördert werden sollen, 
eine erhebliche Erschwerung für die künftige Pla- 
nung und Koordinierung. Da die Mehrheit (SPD/ 
FDP) der Meinung ist, daß die Verklammerung zwi- 
schen Hochschulausbau und Studentenwohnraumbau 
von der Bundesregierung im Rahmen der finanziel- 
len Möglichkeiten sichergestellt und das von ihr 
vorgesehene Verfahren flexibler ist und zu rasche- 
ren Ergebnissen führt, sprach sie sich auch aus die- 
sem Grunde gegen den Antrag der Fraktion der 
CDU/CSU aus. Sie geht jedoch von der Erwartung 
aus, daß die Bundesregierung sich weiter darum 
bemühen wird, für die Entwicklung bautechnischer 
Schnellverfahren für den Studentenwohnraumbau 
entsprechend dem Vorgehen im Hochschulbereich 
Mittel bereitzustellen. 


Bonn, den 26. Januar 1972 


Dr. Probst Dr. Slotta 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache W2465 — abzu- 
lehnen. 

Bonn, den 26. Januar 1972 


Der Ausschuß für Bildung und Wissenschaft 

Dr. Lohmar Dr. Probst Dr, Slotta 

Vorsitzender Berichterstatter 
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